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Die Straßenbahn am Heiligen Abend

18 . Dezember ( RK ) Die Direktion der Wiener Verkehrsbetriebe

teilt mit; , , Um den Wünschen des Bohrpersonoles entgegenzukommen,
daß ein möglichst großer Teil das Weihnachtsfest im Kreise seiner

Familien zu feiern in der Lage ist,wird auch heuer die bereits seit

einigen Jahren geübte Praxis bei der Erstellung der Fahr - und

Dienstpläne Anwendung finden.
Am 24 . Dezember werden die Fahrpläne der Straßenbahn - und

Autobuslinien so erstellt , daß vom Betriebsbeginn bis in die Abend¬
stunden normaler Verkehr geführt wird . Nach 19 Uhr bis Betriebs¬
schluß wird jedoch ein eingeschränkter Verkehr mit Zugs - und Wagen¬
folgen zwischen 10 und 20 Minuten geboten . Die Stadtbahn wird nor¬
mal verkehren . Dadurch wird erreicht , daß einerseits insgesamt
weniger Fahrbedienstete als an einem normalen Werktag Dienst leisten
und daß überdies möglichst wenige Fahrbedienstete am späten Abend
im Dienst belassen werden müssen . Mit anderen Worten ., es kann die
Mehrheit der Bediensteten das Weihnrchtsfest nach dem Dienstende
feiern , die am Abend Dienstleistenden jedoch vor ihrem Dienst¬
antritt.



18 . Dezember . 1965 Blatt 3689" Rathaus - Korr e spondon z1 .-'.'n <7. 11

In dieise m
' /inte r

_
: _

Sechs Rodelstraßen in dien

13 . Dezember ( RK) Mit einer soeben erschienenen Ver¬

ordnung des Wiener Magistrats wurde die Zahl der Wiener

Rodelstraßen neu festgesetzt . Für die gefahrlose winter-

sportliche Betätigung der Großstadtkinder stehen demnach

in diesem Winter folgende , bei entsprechender Schneelage

für den Fahrzeugverkehr gesperrte RodelStraßen zur Verfügung:

4 , Draschopark , beide Randwege zwischen Kolschitzky-

gasse beziehungsweise Hauslabgasse und Seisgasse;
12 , Schwenkgasse von Spittelbreiten - bis Tivoligasse 5

15 , Eduard Sueß - Gasse von MeisolStraße bis Märzstraße;

18 , Edmund Weiß - Gasse von Littrowgasse bis Türken-

s ch an z s t r a ß e ;
18,,besehetitzkygasse zwischen Spitzergasse und Dür-

uaringerStraße;
19 , Unterer Schreiberweg ab Mukentalcrweg bis zur

Grundstückgrenze Unterer Schreiberweg 105/107*
Um die Zu - und Abfahrt von Anrainer - und Lieferfahrzeugen

zu gewährleisten , kann bei der Magistratsabteilung 46 ( Tech¬

nische Verkehrsangelegenheiten ) um Ausnahmebewilligungen vom

Fahrverbot in Rodelstraßen angesucht werden.

Wie bereits in der Sitzung der Wiener Straßenverkehrs-

hormission am 30 . November angekündigt wurde , wird das : lener

Stadt garet enamt auch das Rodeln in einigen Parkanlagen tolerieren

allerdings auf eigene Gefahr , '
. /eil dort eine Überwachung nicht

möglich , ist.
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Seminaristen der " Jungen Generation " im Rathaus

18 . Dezember ( HK ) Heute früh empfingen die Stadträte

Bqckj .
Pfoch und S igmu nd im Roten Salon des Diener Rathauses .

PO Teilnehmer des Seminars für Kommunalfragen der Jungen

Generation " eien der Sozialistischen Partei Österreichs.

Die Teilnehmer wurden vom Obmann der Jungen Generation

iüon , Gemeinderat Ing . Hofsann ’ vorgestellt , der aucn auf eie

staatsbürgerliche Bedeutung des eineinhalbjährigen Seminars,

das nunmehr beendet ist , hinuies . Die Stadtrate Goch , Pioch,

und Sigmund dankten den jungen Menschen für ihr Interesse

an der Kommunalpolitik ihrer Heimatstadt.

Die Seminaristen wohnten anschließend der Budgetdebatte

in Geneinderats - Sitzungssaal bei.
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Die Budgetberatungen im Ratha ufL^

Das Wiener Wohnungswesen

18 . Dezember ( RK ) ihn heutigen neunten Tag der Budgetbe-

ratungen in Wiener Rathaus wurde die Verwaltungsgruppe IX #

( Wohnungs - , Siedlungs - und Kleingartenwesen ) behandelt.

Stadtrat Franz Glaserer ( SPÖ ) führte in seinem Reierat aus;

" Den Bericht über das Wiener Wohnungswesen im Zustmmerhang

mit den Ansätzen des IX . Hauptstückes darf ich heute zum 12 . Male

erstatten.
Sie , meine Damen und Herren , sind mit den Wohnverhältnissen

unserer Stadt - mit den Wiener Wohnungsproblemen - derart vertraut,

daß es mir ganz überflüssig erscheint , einzelne Probleme be¬

sonders zu erörtern.

Wenn ich trotzdem der Meinung bin , einiges zur Situation von

heute sagen zu müssen , so ist unsere Vormerkungs - Statistik der

eigentliche Anlaß hiezu.

Qualitatives Wohn ungsproblem

Diese Vormerkungs — Statistik ■ zeigt wohl abermals - so

wie in den Vorjahren — ein Sinken der Zahl der vorgemerkten

Wohnung suchenden . Aber im Vergleich zur Wohnbautätigkeit

der Gemeinde Wien muß dieses Sinken - von den mit der Situation

nicht Vertrauten - als gering angesehen werden , obwohl die

Statistik gegenüber dem Vorjahr immerhin um 824 Vorgemerkte

weniger ausweist . Erlauben Sie , daß ich hiezu einige Bemerkungen

maches

Betrachten wir zunächst die Bevölkerungsbewegung der letzten

zehn Jahre , die vom bevölkerungspolitischen Standpunkt her ge¬

sehen , eine durchaus erfreuliche Entwicklung genommen hat.

Die Zahl der Eheschließungen ist von Jahr zu Jahr gestiegen.

Gab es 1955 13 . 156 neue Eher } so waren es im Vorjahr 14 . 847.

Noch mehr ist die Zahl der Lebendgeburten gestiegen , 1955

gab es 11,839 , 1964 stieg die Zahl der Lebendgeburten auf

19 . 952 , um 68 Prozent als 1955.
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Diese wenigen Zahlen aus nur zwei Statistiken allein zeigen

uns schon , daß eine solche Entwicklung - so erfreulich sie ist -

natürlich eine nicht geringe Auswirkung auf die Wohnverhältnisse

unserer Stadt haben muß.

Die Statistik verzeichnet weiter - und wir nehmen auch dies

mit großer Befriedigung zur Kenntnis - daß Wissenschaft und sozialer

Fortschritt unsere Lebenserwartung beträchtlich erhöht haben.

Es wird zwar vielfach von einer Überalterung unserer Stadt

gesprochen , aber die Zahl dpr Sterbefalle ist konstant geblieben.

Das bedeutet , daß das Manko zwischen Lebendgeburt und Sterbe¬

fall immer kleiner geworden ist . 1964 hat die 2 hl der Sterbe¬

fälle die der Lebendgeburten nur mehr um 5 . 834 überschritten.

Dieses Manko wird durch den Zuzug aus den Bundesländern

wettgemacht.
Wir wissen , Wien braucht , wie jede Großstadt , diesen Zuzug

zur Blutauffrischung . Wien braucht aber auch dringend die

Arbeitskraft dieser zuziehenden Menschen . Insbesondere nach

Abzug der Besatzungsmächte stieg der Zuzug an , aber auch der

Abgang . Las heißt , die Wanderbewegung zwischen Wien und den

Bundesländern - zum Teil auch Ausland - ist beachtlich

großer geworden.
Die Wgnderbewegung 1964 verzeichnet nicht weniger als

132 . 506 Zuwanderer . Dem steht ein Abgang von 102 . 970 gegenüber.
Das ergibt einen Überschuß von rund 30 . 000 Menschen . In den

letzten zehn Jahren betrug dieser Überschuß mehr als 220 . 000

Menschen.
Es gibt gar keinen Zweifel , daß eine solche Wander¬

bewegung auf Wiens Wohnverhältnisse eine bedeutende Auswirkung
haben muß.

Bei Abwanderungen wird in den wenigsten Fällen eine

Wohnung mietrechtlich frei . Bei den Zuwanderungen hingegen wird
fast immer eine Wohngelegenheit benötigt , wenn ich von denen,
die in den Kreis ihrer Familie zurückkehren , absehe.

\
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Aber auch hier entsteht sehr oft durch die Rückkehr Überbelag.
Eine überbelegte Wohnung . ist für die darin Lebenden nie

angenehm . Handelt es sich aber noch dazu um eine schlechte

Wohnung , muß ein Überbelag doppelt schwer empfunden werden.
Nun stammen von unseren , nach dem Stand vom 21 . März 1961

insgesamt 675 * 774 Wohnungen , 431 * 714 aus der Zeit vor dem ersten

Weltkrieg . Von den aus der sogenannten Gründerzeit stammenden

Wohnungen sind 230 . 000 nicht nur Kleinwohnungen , sondern
weisen auch alle die , uns zur Genüge bekannten,Mängel . auf.

Wer soll sich da noch wundern und könnte es nicht ver¬
stehen , wenn die in derartigen Wohnungen Lebenden - insbesondere

angesichts der Neubautätigkeit ±n unserer Stadt - nicht das

Verlangen nach einer gesunden , modernen und genügend großen
Wohnung hätten.

Dies zeigt , wie ich glaube , sehr deutlich , daß noch viele
Jahre das qualitative Problem eines der vordinglichsten bleihen
wird.

Wenn ich über den privaten Wohnungssektor spreche - und
insbesondere über diese für Wien typischen Mietzinswohnungen --
ist es unvermeidbar , auch über die Preise zu reden , die für eine
derartige , vermietbar gewordene Wohnung ganz offen begehrt
werden.

Ich ersp ' re mir die Beträge zu nennen , denn Sie können
diese in den verschiedenen Zeitungsannoncen oder auf den An<-
schiägen der verschiedenen Wohnungsvermittlungen selbst nachlesen.
Den Vohnungs uchenden ist dabei unverständlich , daß es in
unserem Land niemand gibt , der diesem verantwortungslosen
Treiben Einhalt gebieten könnte . Ein Zustand , den außer den
Nutznießern dieser Praxis , wirklich niemand verstehen kann.

Ich kann daher nur erneut feststellen , welch großer Fehler
es war , nach Ablauf des sogenannten Neuvermietungsgesetzes -
30 . Juni 1958 - keine neue gesetzliche Regelung zu schaffen.

Auf die Folgen dieser Unterlassung habe ich ‘ ebenfalls
schon wiederholt hingewiesen . Tausende Wohnungen stehen leer,
tausende worden gehortet , tausende werden durch Umwandlung
dem Wohnzweck entzogen.
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Immer häufiper müssen vir f

von normalen Mietverträgen bloß

entstellen , daß anstelle

ein UntermietVerhältnis ge-

schafien wird, um auf diese Art die gesetzlichen Mietzins¬

bestimmungen und mehr umgehen zu können.

Angesichts dieser Erscheinung darf man sich nicht

wundern , wenn die Zahl , der bei der Gemeinde men in Vor¬

merkung geführten Bälle , nur sehr langsam sinkt.

7 » 675 Wohnunge n zugew ie sen

ln der Zeit vom 1 . Jänner bis 30 . November 1965 mußte

die Magistratsabteilung 50 5 » 642 Wohnung suchende n QU in

Vormerkung nehmen . Mehr als 7 » 000 Ansuchen mußten abgelehnt

werden,weil bei diesen die im Bundesgesetz vom 3 » Dezember 1956

und der Verordnung der Wiener Landesregierung vom 11 . Dezember 1956

für ' eine Vormerkung festgelegten Erfordernisse nicht erfüllt

waren . Diese Bestimmungen werden von der Magistratsabteilung 50
nach wie vor angewendet.

Mit 30 . November 1965 ergibt sich folgender Stand an Vor¬

merkungen : 894 wegen Einsturzgefahr , 3 . 874 wegen bestehender

und drohender Obdachlosigkeit , 144 wegen Seuchenerkrankung,
16 . 832 wegen uberbeläges , 6 . 190 wegen gesundheitsschädlicher
Vohnungen , 1 . 024 wegen getrennten Haushaltes . Das sind zusammen
28 . 958 Vormerkungen.

Unsere Zuweisungsgruppe hat in der Berichtszeit 7 » 673
. /ohnungen zugewiesen und zwar 2 . 126 an Familien aus einsturz¬

gefährdeten oder wegen Assanierung freizumachenden Häusern,
63 an Tbc gefährdete Familien , 1 . 869 an Familien aus über¬

belegten .
'
/ohnungen , 598 an Familien aus gesundheitsschädlichen

/ ohnungen , 156 an getrennt wohnende Ehepaare , 2 . 814 an Fälle
/ gen sozialen Notstandes und Mietrechtsübertragungen , 47 an

alleinstehende Personen , die von einer größeren auf eine
kleinere Wohnung umsiedelten . Zusammen also 7 » 673 /ohnungen.
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Ivi der Zahl ' sozialer Notstand ' ist auch die Ab Siedlung

von 524 Hauswarten enthalten und zwar 124 aus Gemeindewohnungen,

400 aus Privatliäusern.

134 . 371 Gemeindewohnunrien

Die . ; olmliäuserverwaltung , die größte Gruppe der Magi surats-

abteilung 32 , hat vom 1 . Jänner bis 30 » November 1965 in Neu¬

bauten 3 . 907 Mietobjekte in ihre 'Verwaltung übernommen , davon

waren 3 . 729 Nohnungen und 258 Geschäftsräume.

Nenn man auch die in Laufe des Jahres von der Stadt tuen

gekauften 79 Althäuser mit 532 Nohnurnen und 116 Geschafus-

räunen dazuzählt , dann ergibt dies mit dem Stichtag vom

30 . November 1965 insgesamt 162 . 170 Mietobjekte,und zwar

154 . 371 Nohnungen und 7 - 799 Geschäftsräume , die von der Wohn-

häuserverwaltung betreut werden.

Die Zahl der Nohnungen für ' Alte Leute ' hat sich im

Berichtsjahr auf 585 erhöht.

Durch Abtragung von Althäusern und Zusammenlegung von

Kleinwohnungen — dieses Jahr sind duren Zusammenlegung

16 Duplex - . /olmungen geschaffen worden - ist ein Abgang von

451 Nohnungen und 126 Geschäftsräumen gogeben.

Duplex - Wohnungen sind , wie bekannt , Kleinwohnungen , die

in den Jahren 1950 bis 195J im der Absicnt geschaffen worden

sind , zwei dieser Kleinwohnungen später , wenn die Lage auf

dem NohnungsSektor es ermöglicht , zu einer WOiinung zuscdimen—

zulegen.
Ebenso bekannt sind die Schwierigkeit eru die auf treten,

wenn einmal eine solche Zwillingswohnung mietrechtlicn frei

wird . Es ist dann meistens nicht möglich , auch die zweite

Wohnung freizumachen . Die Mieter der freizumacnennen Vonnun ^ en

führen die verschiedensten Gründe an , warum sie aus non oohnungen

nicht weg wollen und lehnen in der folge jede angebotene mrsaoz-

woInnung ab . •
'Wirtschaftlich wäre es natürlich am besten , wenn alle in

einem Stiegenhaus gelegenen Duplex - .
' olmungen zugleich freige¬

macht und umgebaut werden könnten . ■■enn dies auch nur ein . . unsch—

träum der Verwaltung bleiben wird , wollen wir trotzdem weiterhin

allos dar *ansetzen , um Schritt für Schritt diese Wohnungen zusammen-

seinerzeit geplant und versprochen worden ist.zulogen , so wie es
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8 , 976 Poh nungen mit Zentr alhei zung;

Die Zahl der zentralbeheizten Wohnungen hat sich bis

30 . November 1965 am 1 . 308 erhöht und beträgt jetzt 5 - 972.
Unsere städtischen Wohnhäuser sind bekanntlich mit Auf¬

zügen ausgestattet , dir werden im kommenden Berichtsjahr den
tausendsten Aufzug in Betrieb nehmen können , da wir jetzt
schon über 997 Aufzüge verfügen.

In der Montagebauweise sind im laufendn Jahr 1 . 041 Wohnungen
und 38 Lokale geschaffen worden.

Diese Wohnungen sind wegen ihres vorteilhaften Grund¬
risses und ihrer ausgezeichneten Ausstattung sehr begehrt.
Lin Teil dieser Wohnungen ist mit Einbauschrank im Vorzimmer
und mit Kücheneinrichtung versehen . Der zukünftige Mieter hat
die Wahl , eine Dehnung mit diesen Einrichtungsgegenständen,
oder ohne sie zu nehmen.

Durch Serienherstellung wurde für die kommenden Mieter
eie Möglichkeit geschaffen , die Möbelstücke preiswert zu er¬
werben . Diese Möbel sind nicht der Verwaltung , sondern der
Lieferfirma zu bezahlen.

In den Montagebauten irn 22 . Bezirk,
sind auch erstmals Gemeinschaftsantennen

Bcrnoullistraße 4 - 8,
für das Fernsehen

errichtet worden * Für diese ist ein einmaliger Baukostenbeitrag
von 300 Schilling zu leisten . Die Errichtung von Fernseh¬
antennen durch die einzelnen Mieter wäre für diese nicht nur
iait wesentlich höheren Spesen , sondern noch mit vielen anderen
Schwierigkeiten verbunden.

In den ersten zehn Monaten d_es
568 Ansuchen um Wohnungstausch eilig
nelimigt werden konnten , die übrigen

heurigen Jahres wurden
ersieht , von denen 437 ge-

mußten abge1eImt werden,
oder wurden von den Antragstellern zurückgezogen.

Bei der Behandlung der Tauschansuchen wird äußerst
tolerant vorgegangen , d.oeh müssen selbstverständlich Täaaohe,
durch die ein überbelag entsteht , oder bei denen es sich um
fingierte Dohnungsübertragungen handelt , abgelehnt werden . '

/
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In diesem Jahr hat die Wohnhauserverwaltung damit be¬

gonnen , die bei den städtischen Wchrhausanlagon nach den Be¬

stimmungen des wiener Garagengesetzes auf Privatgrund

Stadt Wien geschaffenen Personenkraftvagen - Einstellp : " v

in Einzelabstellplätze abzuteilen,

Diese Einzelabstellplätze sind nicht unsere Erfindung.

Die Anregung kommt von den autofährenden Mietern , die Jederzeit

einen gesicherten Parkplatz haben wellen . Zurzeit werden Ver¬

suche in dieser Hinsicht unternommen , ob sich diese bewähren,

wird sich bald herausgestellt haben.

Im Jahre 1966 rechnet die Wohnhäuserverwaltung mit Ausgaben

von insgesamt 416 Millionen Schilling , wovon 98 Millionen für

die Erhaltung der Wohnhausanlagen bestimmt sind . In diesen 416

Millionen ist auch die Wertabschreibung von 100 Millionen

Schilling enthalten.

Die Einnahmen werden mit rund 360 Millionen Schilling

angenommen . Unter Außerachtlassung der fertabSchreibung be¬

tragen die Ausgaben 316 Millionen Schilling . Dies bedeutet,

daß wir für 1966 imstande sind , fast die Hälfte der Wertab—

Schreibung aufzubringen.

Siedlunss - und Kleinga rtprwesen

Bei der gleichfalls zur Magistratsabteilung 52 gehörigen

Gruppe Siedlungs - und IQ eingart enw j so '-' ist zu berichten , daß

im abgelaufenen Zeitraum Baurechte füx * eine Bodenfläche von

143 # 135 Quadratmeter bestellt worden sind , sodaß mit heutigem

Stichtag 5,811 . 796 Quadratmeter Bodenfläche baurechtlich genutzt

werden.

Zur Errichtung eines städtebaulichen Zentrums im Gebiete

der im 21 . Bezirk gelegenen Großfeldsiedlung wurden in der

Egon Eriedell - Gasse , SchererStraße , Michaeletraße und Riegl¬

gasse bisher 40 Siedlerstellen im Ausmaß von 98 . 014 Quadrat¬

meter freigemacht.
Den Kleingärtnern stehen derzeit rund 5 ^ 970 . 000 Quadrat¬

meter zur Verfügung . Diese Zahl hat sich gegenüber dem Vorjahr

fast nicht verändert.
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Das Erntelandgebiet hat sich gegenüber dem Vorjahr auch

nur urwesentlieh um 10, . 000 aut 58Dü 000 .Quadratmeter vermindert.

Einer weiteren Gruppe der Magistratsabteilung 52 obliegt
die Verwaltung der Obdachlosenheime.

In den Herbergen für Obdachlose gab es in der Zeit vom
1 . Jänner bis 30 . November 1965 460 . 954 - Nächtigungen . Gegen¬
über dem Vorjahr ist ein leichtes Ansteigen der Nächtigungen
festzustellen„

Im Familienheim 3 , Gänsbachergasse , sind mit Stichtag 30.
November 1965 81 Familien mit 332 Personen und im .Heim 12,
Kastanienal1ee 84 Familien mit 332 Personen untergebracht.

Die Durchschnittsfrequenz pro Nacht in allen Pierbergen
beträgt 1 . 380 Personen.

Für die Durchführung von Instandhaltungsarbeiten sowie
Verbesserungsarbeiten dieser Heine ist im Voranschlag ein Be¬
trag von 1,440 . 000 Schilling vorgesehen.

Im Lager Auhof sind derzeit 447 Räume von 302 Familien
mit insgesamt 1 . 192 Personen bewohnt.

Als letzte Gruppe im Rahmen der Magistratsabteilung 52
möchte ich die Amtshäuserverwaltung erwähnen , die mit Stichtag
30 . November 1965 144 Objekte verwaltet und zwar in Wien 86
Amtshäuser und 52 Häuser für verschiedene Zwecke , außerhalb

• iens 6 Amtshäuser , bei denen es sich um Kindererholungsheime
handelt„

Wohnhau s ererhal tung

Die Arbeiten der Abteilung 27 , Wohnhäusererhaltung , be¬
schränken sich nicht allein auf die reine Erhaltung des städti¬
schen Wohn - und Treuhandbesitzes , sondern es werden auch Ver-
oesserungen an städtischen Wohnhausanlagen , an den Wohnhausgärten,
in bestehenden Waschküchen usw . durchgeführt.

Neben der Sanierung von Althäusern werden Demolierungen von
alten ohnobjernten in verstärktem Ausmaß vorgenommen . Im abge¬
laufenen Jahr wurden 60 Objekte abgetragen.

ooweit es die finanziellen Mittel erlaubten und das E- Werk
C' j ch Kabellegungen durchführe ? - beziehungsweise Trafostationen
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errichten konnte , wurden Verbesserungen der Anspeise - und

Steigleitungen durchgeführt . Diese Verbesserungen in der

Stromversorgung werden im Jahre 1966 fortgesetzt werden.

In den Siedlungen des 22 . Bezirkes wurden 2C0 Sied¬

lung sobjekte an das Kanalnetz angeschlossen und die bisherigen

Senk - und Sickergruben aufgelassen.
Wie in den Vorjahren wurden auch 1963 in mechanischen

Waschküchen alte , kohlebeheizte , oder unbrauchbar gewordene

Waschmaschinen gegen gasbeheizte ausgewechselt und die hiefür

notwendigen Installationen in 205 Waschküchen vorgenommen . Drei

Waschküchen wurden erstmalig mechanisiert.
Erfreulicherweise kann wieder fes ^ gestellt werden , daß

sich die mechanischen Waschküchen großer Beliebtheit bei den

Mietern , beziehungsweise Hausfrauen erfreuen.
Unsere Waschküchenaktion wird natürlich auch im Jahre

1966 fortgesetzt.
Nun etwas , das ich jedes Jahr anläßlich der Budgetdebatte

feststellen muß:
Bei einiger Sorgfalt der Mieter gegenüber dem Mietgegen¬

stand , den Wohnobjekten und T?;egen , den Kinderspielplätzen und

Hausgartenanlagen , den Waschküchen und Aufzügen , wäre es mög¬
lich , so manchen Mehraufwand zu vermeiden.

Im Jahre 1966 wird erstmalig der Versuch unternommen , in
einem Schwerpunktprogramm Anlagen hundertprozentig , das heißt
in einem Zug , instandzusetzen . Adlerdings wird eine solche

vollständige Instandsetzung bei den ganz großen Wohnhausanlagen
in einem Jahr kaum möglich sein.

Ob diese Art von Instandsetzung auch in Zukunft gehandhabt
werden kann , wird dieser Versuch zeigen.

Und nun lassen Sie mich zum Abschluß , meine Damen und Herren
des Gemeinderatsausschusses IX , Ihnen meinen herzlichsten Dank
für die gute Zusammenarbeit während des abgelaufenen Jahres aus¬
sprechen.

Gleichzeitig gilt mein Dank auch allen Mitarbeitern meiner

Geschäftsgruppe , die stets bestrebt sind , ihr Bestes zum Wohle der
hohnungsuchenden zu geben . "



18 . Dezember 1965 "Rathaus Korrespondenz" Blatt 5700

Debatte über Wohnungswesen

In der Spezialdebatte behandelt zunächst GR . Dr . Helene
Stürzer ( ÖVP ) das Problem alter Mensch und Wohnunr ent Es wurden
für die alternden Menschen verschiedene Vorkehrungen getroffen,
wie Krankenhäuser , Heime . Aber es cd ■ Iben sehr viele alte Men¬
schen übrig , die genügend rüstig wären , in einer eigenen Woh¬

nung zu leben , wenn sie eine bekämen . Dazu gehören auch die
alten ehemaligen Hausbesorgerehepaare . Vor Jahren hat die
Gemeinde Wien begonnen , Wohnungen für alte Menschen zu bauen.
Nun geht aber aus einer vom Stadtrat gegebenen Beantwortung
einer ÖVP - Anfrage hervor , daß auf Grund gewonnener Erkennt¬
nisse der Bau von Wohnungen für alte Leute stark reduziert
werden soll . Aber man muß doch bedenken , wieviel Glück es für
alte Menschen bedeutet , wenn sie ihren Lebensabend in einem
eigenen Heim verbringen können ! Darum unsere Forderung , doch
wieder mehr Wohnungen für alte Menschen zu bauen.

Auch alleinstehende - meist berufstätige - Frauen sollten
nicht gezwungen sein , womöglich ihr ganzes Leben in Untermiete
zuzubringen . Es ist für sie eine starke seelische Belastung.
Hier sollte man durch den Bau von Garconnieren nach allen
Systemen - Sozialbau , Montagebau usw . - abhelfen.

GR . Maller ( KLS ) anerkennt , daß es sich bei der Geschäfts¬
gruppe IX um eines der schwersten Arbeitsgebiete handelt . Weder
der Stadtrat noch die Beamten haben es leicht , denn sie stehen
unter dem Druck der Wohnungssuchenden wie auch der intervenie¬
renden Mandatare.

Wir stehen vor Nationalratswahlen , und es ist nicht das
erste Mal , daß es zu Wohnungswahlen mit drohenden Mietzinser¬
höhung en im Hintergrund kommt . Es sind Angstwahlen . Hinter dem
Terminus Wohnungsprobleme verbergen sich Menschenschicksale:
jene , die ins heiratsfähige Alter kommen , Familien , die in
gesundheitsschädlichen oder kraß überbelegten Wohnungen hausen,
Untermieter , jene die einen erhöhten Mietzins zahlen müssen,
und alte Mitbürger , die in höheren Stockwerken v/ohnen und denen
der Hausherr keinen Wohnungstausch gestattet . Gerade hier muß
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an die ÖVP appelliert werden , ihren Einfluß bei den Hausherrn

geltend zu machen , damit sie ein solches unmenschliches Verhalten
ablegen . ( Zwischenrufe bei der ÖVP. ) Es ist nicht wegzuleugnen,
daß die Volkspartei eine Hausherrenpartei ist ! Sie verleugnet
nur ihre Vergangenheit . Sie leugnet nicht nur , daß sie etwas
mit den Hausherrn zu tun hat , sie verleugnet auch , daß . sie
etwas mit der öhristlichsozialen Partei zu tun gehabt hat.
Offensichtlich hat sie den Namen nur abgelegt , weil ihr der
Terminus »» sozialnicht gepaßt hat . Sie kann auch nicht verleug¬
nen , daß sie , weil sie zwischen 1934 - und 1938 den sozialen
Wohnbau unterbrochen hat , einen großen Teil Schuld an der
krassen Wohnungsnot trägt . ( Widerspruch bei der ÖVP . - GR.
Lanc zur ÖVP : Seien Sie nicht so empfindlich , Sie sind doch
eine neue -Partei !)

Die Menschen haben unabhängig von Nationalratswahlen ein
Recht , zu erfahren , wie sich die beiden Regierungsparteien die
Lösung des Wohnungsproblems vorstellen . Da genügt es ganz einfach
nicht , einen dritten Termin zu stellen . Die Bevölkerung will
soziale Lösungen . Die Wohnungsfrage geht hunderttausende Wiener
Familien persönlich an , aber für eine dünne Schicht ist die
' /ohnung nur ein Objekt der Bereicherung . Hunderte Millionen
Schilling werd _en in Wien allein an Ablösen bezahlt ; das ist
ungesetzlich und . somit ein steuerfreier Sonderprofit der Haus¬
herrn . Zu gleicher Zeit hört man aus demselben Lager den Vor-
wurf , an die Wohnungsbewerber , sie wollen sich eine Wohnung von
der Öffentlichen Hand schenken lassen . Es wäre an der Zeit,
den Wohnungsschacher einen Riegel vorzuschieben . Ausschließlich
das Wohnungsamt sollte das Recht haben , Wohnungen zu vergeben.
Durch das Fehlen des Wohnungsanforderungsrechts und die unge¬
nügende Wohnbautätigkeit ist es sehr schwer , die wenigen vor¬
handenen Wohnungen gerecht zu vergeben . Die Stadtverwaltung macht
^ s aber ciem Wohnungsamt noch schwerer , we 11 die Wohnungsvergebung
nicht unter öffentlicher Kontrolle steht . Zufrieden können mit
dem derzeitigen Zustand nur die Hausherrn sein . Der Bevölkerung
ls t noch zuwenig bekannt , wie in Österreich rund um die Wohnung
verdient wird . Die Bodenspekulanten nützen die Situation aus
Jnd arbeiten mit Gewinnen von 800 bis 1 . 000 und mehr Prozent.
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DieBsupceise könnten um 15 dis 20 Prozent niedriger sein.
Die Gemeinde allein kann das Wohnungsproblem nicht lösen.

Dazu müssen auf Bundesebene verschiedene Voraussetzungen ge¬
schaffen werden . 4

Der Redner forderte gesetzliche Maßnahmen gegen den Woh¬
nungsschacher , gegen überhöhte Grund - und Baupreise sowie für
das Recht auf Wohnungstausch und für einen Schutz der Unter¬
mieter . Das Pand Wien könnte eine Abgabe für ungenützte Woh¬

nungen einheben . In WohnungsSachen seien Geheimverhandlungen
nicht zielführend , denn mit den Vertretern der ÖVP sitzen stets
die Hausherrn am Verhandlungstisch,die mur durch den Druck der
breiten Öffentlichkeit zu Konzessionen veranlaßt werden könnten.
Es gäbe auch die Möglichkeit , die Vorschläge der Parteien in
einer Volksbefragung der Bevölkerung vorzulegen.

GR . Maller ging sodann auf die Frage der Kleingartensiedlungen
ein und kritisierte die Absiedlungen von Schrebergärtnern ohne
Beistellung eines Ersatzgrundstückes . Ferner wies er auf die
Notlage jener Siedlungsgenossenschaften hin , deren Baurechts¬
verträge mit der Stadt Wien aus der Zwischenkriegszeit stammen.
Diese Verträge müßten den geänderten Verhältnissen angepaßt
werden.

Die KLS- Fraktion könne den Ansätzen der Geschäftsgruppe IX
keine Zustimmung erteilen.

GR . Dr . Schmidt ( FPÖ ) bedauerte , daß in der Wohnungsfrage
alles beim alten geblieben sei , auch die Zahl der Wohnungs¬
suchenden . Die Hoffnungen auf konkrete Ergebnisse der Wohnungs¬
verhandlung in der Regierung hätten sich nicht erfüllt . Nicht
einmal Teillösungen seien erreicht worden.

Es gäbe noch immer keine öffentliche Kontrolle für die
WohnungsVergebung . Wenn man schon die Gründe für die Zuweisung
nicht bekanntgeben will , könnte mar doch Namen und Anschrift der
Eingewiesenen veröffentlichen . Daß dies nicht geschieht , sei
ein psychologischer Fehler , der in der Öffentlichkeit ein falsches
Bild der Sachlage hervorrufe . Die FPÖ werde den Ansätzen der
Geschäftsgruppe IX nicht zustimmen.
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GR . Lei nkauf ( ÖVP ) erklärt , daß ihn Vorkommnisse der

letzten Zeit dazu bewogen haben , das Auhoflagen zu besuchen.

Die Zustände , die zum Teil in diesem Lager herrschen , sind

wirklich erschütternd , vor allem wenn dadurch Kinder betroffen

werden . Die Bürsorge müßte gerade diesen Kindern viel mehr

Augenmerk zuwenden . Als unnötig erachtet er die Bewachung durch

die Rathauswache . Es gibt schließlich Menschen , die sich schon

durch eine Uniform allein gereizt fühlen , außerdem sei diese

Maßnahme nicht notwendig . Der Redner appelliert , alles zu
unternehmen , um zur Errichtung eines modernen Obdachlosenhauses

zu kommen . Außer einem menschlichen und sozialen Problem , sei
dieses Pager auch ein kulturelles , da tes an der Einfallstraße
nach Wifen liegt . Viele Bremde kommen an diesem Lager vorbei,
und könnten bei näherem Hinsehen den schlechtesten Eindruck
von unserer Stadt bekommen . Wir müssen rasch an die Arbeit

gehen , denn schließlich ist Wien eine Stadt , die wie keine
andere als Europa - Hauptstadt prädestiniert ist , und sich ein

derartiges Lager auch aus diesem Grunde nicht leisten kann.
GR . Dr . Bohmann ( SPÖ ) ging auf die Ausführungen von Stadt¬

rat Glaserer ein , der unter anderem darauf verwiesen hatte , daß
die Zahl der Vormerkungen von Wohnungsuchenden im Jahr 1965
um 824 reduziert werden , konnte . Derzeit haben wir einen Stand
vor etwas mehr als 28 . 900 Vorgemerkten . Diese Tatsache könnte
dazu verleiten , die Situation vielleicht ein kleinwenig optimistisch
zu beurteilen , / enn man aber die ungeheuren Leistungen ., die die
Gemeinde Wien gerade auf dem Wohnungssektor vollbringt,in Be¬
tracht zieht , erscheint daran gemessen der erzielten Erfolg
als zu gering . Leider müssen 50 Prozent des Wohnraumes , den wir
in sozialen /ohungsbau schaffen , nur dazu verwendet • werden,
UE1 c' en sogenannten akuten Wohnungsnotstand zu beseitigen . Mehr
als 2 . 000 Wohnungen mußten heuer allein für die dringendsten
Zölle , wie Obdachlosigkeit , Ass nierungs - und Einsturzfälle,
verwendet werden.

Lie Gemeindeverwaltung wird sich selbstverständlich gmch nicht
uer Aufgabe entziehen , Wohnungen für Schwerstbehinderte einzu—
dichten . Es sei aber kaum zweckmäßig , bei der Wohnbauplanung
solche Wohnungen , konzentriert einzuplanen , da ja gerade ein
körperlich behinderter nensch eine Wohnung möglichst nahe seiner
Arbeitsstätte bekommen müßte.
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Leider liegt aber nicht nur die Bereitstellung von

Wohnungen auf den Schultern der Gemeinde Wien , sondern auch

die Reduzierung des qualitativen Notstandes , der gerade in

unserer Stadt sehr groß ist « Die breite Masse der Bevölkerung

ist ja nicht in der Lage , eine Wohnung aus eigenen Mitteln

anzuschaffen und hofft daher auf die Hilfe der Gemeinde.

Durch die glücklicherweise steigende Geburtenzahl , die

Zuwanderung und durch die höhere Lebenserwartung werden wir

also auch in Zukunft zu keiner spürbaren Erleichterung auf dem

Wohnungssektor kommen . Ein Viertel der Wiener Wohnungen ist

städtischer Besitz und unterliegt einer vernünftigen sozialen

Bewirtschaftung. Drei Viertel der Wohnungen sind aber in privater

Hand , und dort ist in den meisten Pallen nicht der Mensch das

Maß aller Dinge , sondern der Profit . So wird heute für eine

Zweizimmer - Wohnung eine Ablöse von 100 . 000 Schilling und mehr

verlangt . Viele Privatwohnungen werden zweckentfremdet als

Büro , Lagerräume oder für Garagen verwendet . Es müßte daher

auch der private Wohnungsbesitz dazu verpflichtet werden , bei

der Verbesserung des aküten und qualitativen Notstandes mitzu¬

helfen . Das sei kein unbilliges V , ■ '
:en, ; und dieses werde

daher heute bereits von weiten Lr nicht nur von den

Sozialisten , erhoben.
Wir haben es mit Bedauern zur Kenntnis genommen , daß die

Beratungen über die Regelung der Mietenfrage abgebrochen wurden.

Sie sind gescheitert , weil die Präge des Mietzinses nicht ge¬
löst werden konnte ; die Hausbesitzer verlangten eine sofortige
Mie tzinserhöhung.

In der Wohnungsfrage leistet die Gemeinde Wien einen echte
und positiven Beitrag , indem sie baut , baut und wieder baut.
( Zwischenruf von GR . Leinkauf , ÖVPs Brinke baut auch ! ) Dazu ist
zu sagen , daß jeder Wohnraum , der mit öffentlichen Mitteln er¬
richtet wird , auch der öffentlichen Bewirtschaftung unterliegen
müßte . ( Zurufe aus den Bänken der OVP- Mandatare 2 Richtig ! Damit
sind wir einverstanden ! )

Vizebürgermeister Slavik hat in der Generaldebatte als
Ziel bekanntgegeben , rund 15 . 000 Wohnungen jährlich zu schaffen,
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Da der gegenwärtige alte Wohnungsbestand auf rund 250 . 000 Ein¬

heiten geschätzt wird , sollte es mit dem Bau von 15 . 000 Wohnungen

jährlich möglich sein , in 18 bis 20 Jahren diesen Altbestand

zu erneuern.
Wenn ÖVP- Gemeinderat Br . Bauer vom " Zinsgeier des Stadt™

Kapitalismus " gesprochen hat , dann muß man ihm empfehlen,
den kapitalistischen Wohnbau in Wien zu studieren , denn auch in

Wien gibt es so etwas - zum Beispiel am Modenapark , wo bereits

vor fünf Jahren der monatliche Mietzins pro Quadratmeter
50 Schilling kostete , so daß für eine Durchschnittswohnung
2,000 bis 3 . 000 Schilling Zins gezahlt werden müssen . Bas ist

kapitalistischer Wohnungsbau , nicht der Wohnungsbau der Gemeinde
Wi en.

Die SPÖ - Praktion wird den Ansätzen zustimmen.
GR . Hahn ( D rP ) erklärt , er habe es erwartet , (daß die KLS™

Fraktion auch heute ihre neue Linie fortsetzen werde , die
ÖVP anzugreifen und die SPO mit Samtpfoten zu behandeln.
Penn GR . Maller von der OVP als Hausherrenpartei gesprochen
hat , dann ist dazu zu sagen ; Me OVP ist stolz darauf , daß sie
seit 1945 in Österreich 200 . 000 Häuser für H , usherren , nämlich
für Eigenheimbesitzer , sch ' ffen konnte , unter denen es zahl¬
reiche Arbeiter gibt.

Zum Problem der rückwirkenden Grundsteuererhöhungen stellt
OR . Hahn die Frage , wieso im Gemeinderatsausschuß IX im Jahr
1965 beim Siedlungs - und Kleingartenwesen drei Erhöhungen
beschlossen werden mußten , so daß der Voranschlagsansatz mit
3,330 . 000 Schilling bereits um das Dreifache überschritten wurde -
und das nicht bei den Villenbesitzern , sondern bei den
städtischen Kleingärten . Wieso sind im Voranschlag 1966 nur
1

> 459 . 000 Schilling vorgesehen ? Dieser Ansatz sdheint nicht
nichtig zu sein , denn drei Millionen bisherige Erhöhungen können
auch durch Ratenzahlungen bis I960 nicht so aufgeteilt werden,
' aß nur eine jährliche Erhöhung von 300 . 000 Schilling heraus-
koromt . Auch die Mieter in Gemeindebauten werden höher belastet
werden als nur mit zusätzlichen vier Millionen.
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Zur Mietenentwicklung in den Gemeindebauten erklärt

GR . Hahn , daß die Mieteneinnahmen der Gemeinde Wien innerhalb

won fünf Jahren ( von I960 bis 1964 ) bei in diesem Zeitraum

errichteten knapp 20 . 000 Wohnungen von 117 auf 179 Millionen

gestiegen sind , das ist eine Erhöhung um 62 Millionen oder um neßr als

JO Prozent , und zwar bei einem Wohnungsplus von zirka 13 Pro¬

zent . Es ist also zu fragen , ob das SPÖ - Plakat , nach dem die

SPÖ uns vor Mietenerhöhungen bewahrt , auch auf die Gemeinde-

bauten anzuwenden ist.
Der Redner erinnert sodann an einen Antrag der ÖVP von

1962 , in dem verlangt wurde , die Jahresdurchschnittsmieten nach
der jährlichen Gesamtbaukostensumme zu berechnen , um Mieter
von besonders ungünstigen Projekten nicht zu benachteiligen.
Dieser Antrag wurde abgelehnt . Als krasses Beispiel für eine

Benachteiligung nennt der Redner einen Gemeindebau in der Ne¬

gerlegasse im zweiten Bezirk , in dem für eine Wohnung der Type C
400 Schilling Miete verlangt werden , um die Ecke am Czernin-
platz jedoch für die gleiche Wohnung 600 Schilling . Die Mieter
vom Czerninplatz verstehen natürlich nicht , warum sie im
gleichen Haus um die Hälfte mehr zahlen müssen.

Sodann richtet der Redner an den Berichterstatter die Frage,
wie hoch im Jahr 1963 der höchste , der niedrigste und der durch¬
schnittliche Monatszins in den Gemeindebauten ist.

Es wäre zu erwägen , ob nicht vom Gemeinderat eine Mieten¬

höchstbelastung wie es auch im sozialistischen Antrag Pitter-
mann - Froksch bei der Finanzierung der Wohnungsneubauten mit einer
höchstzumutbaren Belastung von fünf Schilling pro Quadratmeter
vorgesehen ist , beschlossen werden soll.

Zur Verteilung der Wohnungen stellt der Redner fest : Zunächst
wäre es wichtig,zu wissen , wie die 29 . 000 Vorgemerkten sich nach
Familienstand und Kinderanzahl aufteilen . Dem Statistischen
Jahrbuch der Stadt Wien 1964 ist folgende interessante Aufschlüs¬
selung der 6 . 343 in Gemeindewohnungen eingewiesenen Mieter zu
entnehmen : eingewiesen wurden 888 Einzelpersonen oder 14 Prozent,
1 . 619 Ehepaare ohne Kind und 2 . 0' ! 1 Ehepaare mit einem Kind . Das
sind 37 Prozent der Eingewiesenen in Zz'Te i - Zimmerwohnungen.
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Hingegen wurden nur 1 . 594 Familien mit zwei und drei Rindern,

clas sind 21 - ,7 Prozent , und 201 Familien mit vier bis elf

Kindern , das sind drei Prozent , in Gemeindewohnungen einge-

uiesen . Das Verhältnis 57 Prozent zu 24 Prozent erscheint

äußerst ungerecht.
Stadtrat Glaserer hat es selbst gesagt , daß man d<

; ohnungsproblem auf dem gemeindeeigenen Sektor allein nicht

lösen könne . Dem Stadtrau stehen zur -zr -LÜllung ecr sozialen

Fälle maximal 5 . 000 'Bohnungen Jährlich zur Verfügung . Man

sollte daher keine falschen Hoffnungen bei den '
. /ohnungssuchenden

erwecken.
Bei der neuen , /iener viO - .'.nonunxt ion zeigo sioü o. eutlicn,

daß die Nachfrage nicht so groß ist , weil die Tilgungsraten

zu hoch sind . Das kann doch nicht Sinn eines sozialen Vonnungs-

baues sein.
Pr sei auch der Meinung , daß die Jugend bereit sei , zum

Erwerb einer eigenen \ I ohnung beizusteuern . Die Jungen Leute

verstehen , daß man von ihnen Opfer verlangt . Sie verstehen

aber nicht , daß Ehepaare , denen es besser geht , oft vernälenis-

mäßig rasch eine Gemeindewohnung erhalten.

Der Redner bringt daun einen Antrag ein , in dem es heißt,

daß Gemeinnützige Baugenossenschaften und Vohnbäugese11schaften,

die sich verpflichten , in ihren Bauten beim Wohnungsamt vor¬

gemerkte /ohnungssuchende aufzunehmer . , bei der Zuteilung von

öffentlichen Wohnbaumitteln , zu denen von Wien gesetzlich

vorgeschriebene Zuschüsse geleistet merden , und bei der Ver¬

gabe von Baurechtsgründen bevorzugt berücksichtigt werden sollen.

Dazu sollen Bestimmungen ausgearbeitet worden , wonach die

Gemeinde Vien für sozial bedürftige ' ohnungswerber den erforder¬

lichen Baukostenzuschuß - Je nach Familienstand und Einkommen

gestaffelt - an die wohnungsgenossenschaften direkt überweist

oder den hohnangswerber für die Bezahlung des Baukostenzuschusses

ein langfristiges unverzinsliches Darlehen gewährt . Venn dieser

Antrag angenommen wird , dann haben wir in der Bundeshauptstadt
einen eigenen Beitrag zur Linderung des Wohnungsproblems geleistet

Abschließend erklärt der Redner im Namen der GVP- Fraktion,

den Ansätzen für das Wohnungswesen zuzustimmen.
« / •
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Gß 0 Windisch ( 3P0 ) stimmt mit seinem Vorredner überein,
daß die Gemeinde dien allein das Wohnungsproblem in Wien nicht

lösen können wird . Gr verweist darauf , daß von den 717 . 000

Wohnungen , die es derzeit in Wien gibt , 65 Prozent vor dem

Jahr 1919 gebaut wurden.

Pas Gerede von der möglichen Modernisierung der Altwoh¬

nungen glaubt niemand mehr , wenn er sieht , in welchem Zustand

sich diese Altwohnungen befinden . Der überwiegende Teil muß

beseitigt werden . Vir werden bei der Lösung dieses Problems

nur weiterkommen , wenn wir den Mut haben und vom Bundesgesetz¬

geber die Möglichkeit bekommen , großzügigst zu assanieren,
das heißt , ganze jtadtviertel zu beseitigen , bei denen keine

Bedenken hinsichtlich des historischen Ports bestehen . Das muß

unter weitestgehender Berücksichtigung der dort wohnenden Men¬

schen und der Geschäftsleute geschehen.
Gemeinderat Dr . Bauer und Gemeinderat Hahn haben bedauert,

daß es im Bund zu keiner Lösung des C samtproblems gekommen ist.

Sie hätten aber auch sagen sollen ,
' v rum es nicht dazu kam . Ls kam

nicht dazu , weil wir die Forderung 3. er Volkspartei nach gene¬
reller Erhöhung der Mietzinse ab ge lehnt haben , ( Wider Spruch bei
der ÖVP . ) Jenn Dr . Bauer weiter vor : einem linksmonopolistischen
Wohnungsbau gesprochen hat , dann he . nnt er offensichtlich die Bau¬

tätigkeit des Vereins der Freunde des Vohnungseigentums nicht.
Er wird doch nicht den Prinke - Verein als linksmonopolistisch be¬
zeichnen . Es stimmt auch nicht , daß , wie er sagt , für die Woh¬

nung nichts , für alles andere alles ausgegeben wird . Es stimmt
jedenfalls nicht bei den jungen Menschen . Von zehn jungen Men¬
schen , die zu mir kommen , sind acht bereit , auch für den Erwerb
einer Wohnung etwas zu bezahlen . Die anderen zwei sind nicht be¬
reit , weil sie nicht mehr können , weil sie schon Kinder haben.
;--nd für diese v/ird immer wieder die Gemeinde Wien einspringen
müssen.

Gemeinderat Dr . Schmidt meinte , die Zahl der Wohnungssuchen¬
den sei gleich geblieben . Damit aber kein falsches Bild entsteht,
muß man hinzufügen , daß die vorgemerkten Personen nicht die
gleichen sind . Und wenn er sich gegen den Vohnungsschacher wen¬
det , dann rennt er bei uns offene Türen ein.
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Gemeinderat Maller h1 gefragt , wie sich die Regierungs¬
parteien die Lösung des Wohnungsproblems vorstellen . Bür die
Sozialistische Partei kann ich ihm antworten , er . möge sich
unser " Programm für Österreich " durchlesen . Danach soll die jähr¬
liche Wohnbaukapazität auf 50,000 Wohnungen erhöht , der Besitz
mehrerer aus öffentlichen Mitteln erbauten Wohnungen unter¬
bunden , billige Baugründe zur Verfügung gestellt , der Wohnungs¬
tausch erleichtert werden usw , Das wollen wir verwirklichen,
wenn uns die Bevölkerung dazu in die Lage versetzt oder wenn die
Volkspartei auf Bundesebene eine vernünftigere Haltung einnimmt
als bisher.

Die Kinder im Lager Auhof sind tatsächlich sehr zu be¬
dauern . Man sollte sich um sie seitens der Bürsorge mehr
kümmern , sofern dort asoziale Menschen leben , sollte man ver¬
suchen , die zu resozialisieren , indem man sie auf die ganze
Stadt verteilt . Das Problem liegt nicht darin , daß die Gemeinde
dort zu wenig tut , sondern darin , daß dort Menschen Zusammen¬
kommen , die sich zum Teil selbst aus der Gesellschaft ausge¬
schlossen haben oder aus der Gesellschaft rusgestoßen wurden.

dir nehmen mit Befriedigung zur Kenntnis , daß in dem
.' on GH . Hahn verlesenen Programm des Katholischen Femilien-
verbandes nichts mehr über die Mieten enthalten ist . In dem
Programm aus dem Jahre 1963 wer noch die Forderung nach Erhöhungder Mieten für Sicherung des Althausbestandes enthalten . Wir nehmen
diesen Wandel in der Gesinnung mit Befriedigung zur Kenntnis.

Stellen wir das Wohnungsproblem unserer Stadt außer jede
böswillige parteipolitische Diskussion , betrachten wir den Mieter¬
schutz als eine Selbstverständlichkeit und tun wir alles , um den
enschen mit Wohnungsproblemen ihre Sorgen zu erleichtern.

( Beiiall bei SPÖ und ÖVP.)
In seinem S chlußwort stellt Stadtrat Glaserei - zu der

Forderung nach Wohnungen für ehemalige Hausbesorger fest , &ßln C' e” letaten zelln Vhren mindestens 5 . 000 alte Hausbesorger
es

leu ’te - Wo Knungen untergebracht wurden . Allerdings wäree
^

nicht möglich gewesen , eine so große Zahl von HPUSWorten und
-deren - lten Menschen unterzubringen , wenn man sich nur auf

. /.
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Alte Leute -*Wohnungen beschränkt hätte . Viele alte Menschen

wollen in diesen Wohnungen leben , andere leben wieder lieoer

in einer Gemeinschaft.
GR . Dr . Stürzer hat mehr Garconnieren für Einzelpersonen

verlangt . Bis 1961 waren zehn Prozent der erbauten Wohnungen

A —Typen , seither liegt ihr Anteil zwischen fünf und sieben

Prozent . Bei einem anderen Kapitel ; . r. c ein ÖVP- Sprecher bean¬

tragt , eine Neuaufschlüsselung vorm nehmen und sieben Prozent

A- Typen vorZusehen . Was hier gefordert wird , das bauen wir!

( GR . Hahn , ÜVP : Auf dem Papier ! ) Nicht nur auf dem Papier!
GR . Maller muß die Feststellung , unter welchem Druck

wir auch durch Interventionen von llanoataren stehen , eine

große Selbstüberwindung gekostet haben , denn er gehört auch

dazu ( Heiterkeit ) .
Würde man Name und Anschrift der Umgesiedelten plakatieren,

dann würden Gerüchte entstehen . Man müßte auch den Grund an¬

geben - etwa eine Krankheit - und dagegen wende ich mich.
Was vom Substanzverlust an Kleingärten gesagt wurde , stimmt

nicht . Es gibt heute wie eh und je rund 6 Millionen Quadratmeter
Kleingartenfläche in Wien . Nur erfolgt eine Umsiedlung dieser
Flächen aus dem Stadtzentrum an die Peripherie . Vielleicht ist
die Zahl der Kleingärtner etwas geringer , aber nicht , weil
es weniger Flächen für 'sie gibt , sondern weil Parzellen von
80 bis 100 Quadratmeter nicht mehr in unsere Zeit passen und
eine Mindestgröße von 200 bis 250 Quadratmeter angestrebt wird.
Bei Absiedlungen wurden stets alle berücksichtigt , die eine
reue Kleingartenparzelle haben wollveii.

In der Wohnungsfrage kann es keine Maßnahme ' geben , die eine
sofortige Gesamtlösung bedeuten würde . Möglich sind immer nur
Milderungen und Verbesserungen des derzeitigen Zustandes , Wir
haben in Wien 220 . 000 bis 230 . 000 typische Mietzinswohnungen aus
der Gründerzeit , die ein unerhört schwieriges Erbe darstellen.
Unverständlich ist , wie Gemeinderat Dr . Schmidt einen Zusammen¬
hang zwischen der Zuweisun ; spraxis der Gemeinde und den immer
wieder auftretenden WohnungsSchwindlern herstellen konnte . Es
wurde von dieser Stelle schon oft gesagt , daß sich niemand hinein-
legen lassen soll , weil es völlig unmöglich ist , eine Ge-
fceindewohnung durch Bestechung zu erhalten.
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Schuld an den Unzukömmlichkeiten sind nicht die Uichtveröffentli-

chung der Eingewiesenen , sondern jene Parasiten der Gesellschaft,
die die Wohnungsnot ausnutzen.

Die Zeitungsmeldungen über die Vorkommnisse im Lager Auhof
w ren reichlich übertrieben . Ls h t sich dabei einfach um eine
n b ' soffene G ' schicht ” gehandelt , wie sie in vielen Gasthäusern
vorkommt . Richtig ist , daß es nun an der Zeit ist , das Auhof-
Leger aufzulösen . Es best -ht der Han , das Obdachlosenheim in
der Gänsbachergasse zu erweitern . Die Verteilung der Bewohner
des Auhof - Lagers über das ganze Stadtgebiet ist nicht so einfach,
die Konzentration auf einige Viertel aber wäre bedenklich . Kinder¬
reiche Familien werden bereits jetzt bevorzugt aus den Obdach¬
losenheimen und aus dem Auhof - Lager abgesiedelt.

Behindertenwohnungen dürfte man nicht inieigärjEn Häusern oder Pfad
vierteln konzentrieren . Am besten ist noch immer dH individuelle
Behandlung , die den Grad der Körperbehinderun t , lie Familien-
größe und den Arbeitsplatz des Betreffenden berücksichtigt . Schwere
.Rolle müssen wenigstens in der Bähe der Verwandtschaft untergebrach'
eraer . In jedem Jahr werden zahlreiche derartige Fälle von der

Gemeinde in geeignete Wohnungen eingewiesen . In diesem Jahr waren
vxuf jeaen Fall aber muß man die Körperbehinderten aus dem

politischen Streit heraushalten.
In der Frage der Grundsteuerfestsetzung kann die Stadt Wien

gelöst nichts unternehmen ; es können auch noch keine endgültigen
Durchschnittswerte err chnet werden , weil die Bescheidausstellung
noch nicht abgeschlossen ist , Bis jetzt hat sich bei den Mietzinsen

durchschnittliche Erhöhung von 21,5 Groschen ergeben . Er¬
leichterungen werden nach Möglichkeit gewährt , aber die ge¬
mundeten Beträge müssen bis 1958 bezahlt sein , weil 1969
lfiUe r l- al !l entsbeschliässe über die Grundsteuer gefaßt werden.

Das Wort von den Mietenerhöhungen war ein kleiner
demagogischer Seitensprung von Gemeinderat Hahn.
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Denn er weiß genauso wie wir , daß es keine Ivlietenerhöhungen
in Gemeindewohnungen gibt . Seit 1959 werden zwei Prozent des

Bauaufwandes jährlich als biete eingehoben . Davon wird ein

Prozent als Wertabschreibung und ein Prozent für Erhaltung
und Verwaltung verwendet . Der Zins ist also von den Baukosten

abhängig und steigt mit diesen . Für die einmal bezogene
Wohnung aber bleibt er gleich . So sind die Mietzinse für die

ersten Wohnhauswiederaufbauvohnungen , die seinerzeit als
sehr hoch empfunden wurden , heute durchaus durchschnittlich.
Wenn die Geldverdünnung so weitergeht , werden auch die derzeit

festgelegten Mietzinse in absehbarer Zeit als normal er¬
scheinen . Der durchschnittliche Mietzins pro Quadratmeter be¬

trägt rund fünf Schilling netto , im Montagebau jedoch 4 . 500

Schilling , was als großer Erfolg dieser Bauweise zu werten ist.
Bei dem angeführten Beispiel in der Greinergasse handelt

es sich um eine Lückenverbauung , die dementsprechend teuer ist.
täre dieser Bau an eine Genossenschaft vergeben worden , wie es
die ÖVP immer wieder fordert , wären die Wohnungen so teuer ge¬
kommen , daß sie sich kein Durchschnittsverdiener hätte , leisten
können.

Die Rechnung , wie lange es dauert , bis man bei unserer
derzeitigen Wohnbautätigkeit und der Zahl der vorgemerkten
Palle zu einer Wohnung kommt , bezeichnet der Referent als falsch.
Schließlich kommen immer wieder PTotsbandsfälle dazwischen , die
auch dann berücksichtigt werden müssen , wenn die Betreffenden
soor keinen Vormerkschein verfügen . Wir können auch nie alle
- alle der verschiedensten Sparten in der Bedürftigkeit auf einmal
J-ösen . Wenn wir aber nicht imstande sind , alle gleich gelagerten
- alle in absehbarer Zeit einer Sanierung zuzufüh 'ren , werden alle
erledigten Ansuchen , in den Augen der anderen als Protektionsfälle
gewertet werden . Es ist sehr schwierig , eine gerechte Wo Innung s Ver¬
gebung zu haben . Der Stadtrat versichert jedoch , daß seine Mit-
aroeiter und er ständig bemüht sind , zu einer möglichst vollkomme¬
nen Gerechtigkeit zu kommen.

GR . Hahn hat von den Zuwanderungen gesprochen und davon,
diese Leute gesundheitsschädliche Wohnungen beziehen , aus

- raen sie dann herauswollen . Leider läßt der Hausbesitzer diese
■ohnungsbesiedlung zu , ja er verlangt dafür vielfach noch eine

- -biöse . Meistens sind es junge Ehepaare , die wegen besserer
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Arbeitsbedingungen aus den Bundesländern nach Wien kommen.

Sie beziehen eine schlechte Wohnung , weil sie eben keine andere

gefunden haben , und bekommen dann nach einigen Jahren Kinder,

die bei einem Heranwachsen in diesen ungesunden Wohnungen natür¬

lich gesundheitlich schwer geschädigt würden . Diese Kinder sind

aber in Wien geboren , daher auch Wiener Kinder und die Wiener

Bevölkerung müßte , wenn die gesundheitsschädliche Wohnung ihre

Rückwirkung auf die Kinder hat , für sie sorgen . Es ist also nur

richtig , wenn man diese Familien mit Rücksicht auf die Kinder

aus den schlechten Wohnungen herrusnimmt.
Festzusteilen , daß eine Wchnang erst familiengerecht ist,

wenn sie mindestens 75 Quadratmeter groß ist , sei falsch.

Familiengerecht ist eine Wohnung dann , wenn sie ausreichenden

Platz sowohl für die Alten wie auch für die Jungen bietet.
Den Antrag von Präsident Kühlhäuser und GR . Hahn ersucht

der Referent zuzuweisen.
Er stellt abschließend fest , daß einen Graßteil der auf¬

geworfenen Fragen GR . Windisch bereits beantwortet hat . Er
bittet daher nur mehr , den Ansätzen des IX . Hauptstückes die

Zustimmung zu erteilen.
Bei der Abstimmung werden die Ansätze des IX . Hauptstückes

mit den Stimmen der SPÖ und OVP angenommen .
Der Antrag der O VP wird zur Behandlung einstimmig zugewies en.
Der Vorsitzende , GR . Planek , unterbricht hierauf die

Sitzung . Die Beratungen werden Montag , den 20 . Dezember , u m
9

_
Uhr , mit der Behandlung dor Geschä ft sgr u ppe X, Wirtschaft sau -

gelegenheiten , fortgesetzt . Referent ist Stadtrat Dr . Pius
Prutscher . ( ÖVP ) .

( Ende des Sitzungsberichtes)
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